
- die Ausarbeitung von Zielen zur planmäßi­
gen Entwicklung der Schüler- und Kinder­
speisung;

- die Planung der materiellen, finanziellen 
und personellen Fonds für die Schüler- und 
Kinderspeisung sowie die Kontrolle ihres 
zweckmäßigen Einsatzes und

- die Durchsetzung der Grundsätze einer ge­
sunden Ernährung sowie hygienischer Er­
fordernisse.

Aufgabe der Räte der Städte und Gemeinden 
ist es nach § 24 Abs. 1 der genannten VO, per­
sonelle, materielle und finanzielle Bedingun­
gen für die Produktion von Mahlzeiten, für die 
Essen- und Trinkmilchausgabe und -einnahme 
in den allgemeinbildenden und Berufsschulen 
sowie in den ihnen unterstehenden Betrieben 
und Einrichtungen zu schaffen. Sie beschlie­
ßen über die örtlich günstigsten Organisations­
formen und kontrollieren den zweckentspre­
chenden Einsatz der Arbeitskräfte, der mate­
riellen Fonds und der Haushaltsmittel.

Für die Gewährleistung der Schüler- und 
Kinderspeisung nutzen die Räte der Städte 
und Gemeinden auch wirtschaftsrechtliche 
Mittel, indem sie z.B. Versorgungsverträge 
mit den an der Schüler- und Kinderspeisung 
beteiligten Betrieben und Einrichtungen ab­
schließen. Zu ihrer verwaltungsrechtlichen 
Verantwortung gehört es gemäß §24 Abs. 3 
der VO, die staatliche und gesellschaftliche 
Kontrolle über die qualitätsgerechte Durch­
führung der Schüler- und Kinderspeisung zu 
organisieren.

12.2.
Die Verantwortung der Organe 
des Staatsapparates für die 
örtliche Versorgungswirtschaft

12.2.1.
Aufgaben auf dem Gebiet
der ôrtlichèn Versorgungswirtschaft

Wie auf dem XI. Parteitag der SED hervorge­
hoben wufde, tragen die Räte der Bezirke und 
Kreise auf dem Gebiet der örtlichen Versor­
gungswirtschaft eine besondere Verantwor­
tung. „Nachhaltig und in zunehmendem Maße 
wird eine gute Versorgung auch von bedarfsge­
rechten Dienst- und Reparaturleistungen be­
stimmt. Insbesondere von den Räten der Be­

zirke und Kreise wird erwartet, daß sie sich 
dieser Aufgabe mit hohem Verantwortungsbe­
wußtsein widmen.“6

Die staatliche Leitung der Versorgung mit 
haus- und stadtwirtschaftlichen Dienstleistun­
gen wird - wie die Konsumgüterversorgung - 
arbeitsteilig von zentralen und örtlichen Orga­
nen des Staatsapparates ausgeübt. Sie trägt 
den Besonderheiten des haus- und stadtwirt­
schaftlichen Dienstleistungsbereiches Rech­
nung, die sich aus der Vielzahl der Leistungsar­
ten und -gruppen ergeben.

Der Ministerrat gewährleistet, daß entspre­
chend den Beschlüssen der Partei der Arbei­
terklasse im Prozeß der Ausarbeitung des 
Fünfj ahrplanes und der Volkswirtschaftspläne 
die gesamtstaatlichen Aufgaben zur Entwick­
lung der Dienstleistungen für die Bevölkerung 
bestimmt werden. Er nimmt vor allem darauf 
Einfluß, Voraussetzungen für kürzere Liefer- 
und Wartezeiten zu schaffen und moderne 
Kundendienste und Dienstleistungszentren in 
Städten, Arbeiterzentren und neu entstehen­
den Wohngebieten zu entwickeln. Er orien­
tiert darauf, das Vertriebssystem und komple­
xe Annahmestellen der volkseigenen Dienst­
leistungsbetriebe weiter auszubauen, und för­
dert im Interesse der besseren Versorgung der 
Bevölkerung das genossenschaftliche und pri­
vate Handwerk.

Das Ministerium für Bezirksgeleitete Indu­
strie und Lebensmittelindustrie leitet und plant 
die Entwicklung haus- und stadtwirtschaftli­
cher Dienstleistungen und Reparaturen. Seine 
Aufgaben, Rechte und Pflichten sind im Statut 
vom 12.2.1976 (GBl. 11976Nr. 8 S. 146) gere­
gelt. Danach erarbeitet das Ministerium auf 
der Grundlage der von der Staatlichen Plan­
kommission festgelegten Proportionen zur 
langfristigen Entwicklung der Volkswirtschaft 
die Grundlinie der Entwicklung der haus- und 
stadtwirtschaftlichen Dienstleistungen und 
Reparaturen. Das Ministerium ist ebenso für 
die Durchsetzung dieser Grundlinie und die 
Kontrolle darüber verantwortlich. Es leitet die 
zuständigen Fachorgane der Räte der Bezirke 
an und unterstützt sie in ihrer Tätigkeit.

Dem genannten Ministerium sind auf die­
sem Gebiet keine Kombinate und Betriebe di­
rekt unterstellt. Es übt seine anleitende Funk­
tion deshalb im engen Zusammenwirken mit

6 Zur Direktive des XI. Parteitages ..., a. a. O., 
S. 26.
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